
 

 

 
 

 
Stellungnahme zur „Verfassungsrechtlichen Garantie einer/eines Beauftragten für Datenschutz“ 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete, 
 
für die Einladung zur öffentlichen Anhörung am 25. Juni 2026 danke ich Ihnen.  

 

Meine schriftliche Stellungnahme füge ich bei. Sie kommt zu dem Ergebnis, dass trotz des Bedürfnisses 

nach einer umfassenden Aufsichtsreform am Amt der Landesdatenschutzbeauftragten festzuhalten ist – 

gegebenenfalls mit einem ausschließlichen Fokus auf die staatliche Datenverarbeitung.  

 

Eine vollständige Zentralisierung der Datenschutzaufsicht beim Bundesbeauftragten für den Datenschutz 

und die Informationsfreiheit wäre verfassungsrechtlich unzulässig und rechtspolitisch nicht erstrebenswert. 

Eine auf den privaten Verarbeitungssektor beschränkte Kompetenzübertragung sowie alternativ eine Insti-

tutionalisierung der Datenschutzkonferenz mit verbindlichen Mehrheitsbeschlüssen erweisen sich hingegen 

als verfassungsrechtlich gangbare Reformpfade. 

 

Für Rückfragen stehe ich Ihnen in der Anhörung und auch darüber hinaus gern zur Verfügung. 

 

Mit freundlichen Grüßen  

 

Jonas Botta 
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Die Föderale Modernisierungsagenda, die der Bundeskanzler und die Regierungschefinnen und Regierungs-

chefs der Länder am 4. Dezember 2025 beschlossen haben, sieht eine grundlegende Reform der Datenschutz-

aufsicht vor.1 In diesem Zusammenhang will der Bund die „Aufhebung der Pflicht zur Bestellung eines Lan-

desdatenschutzbeauftragten“ prüfen. Die Landesregierung Nordrhein-Westfalen bekennt sich zur Umset-

zung dieser Agenda.2 Die nachfolgende Stellungnahme würdigt die geplanten Reformüberlegungen unter 

unions- und verfassungsrechtlichen Gesichtspunkten.  

A. Grundlagen der unabhängigen Datenschutzaufsicht 

Datenschutzaufsicht ist nicht bloßer Gesetzesvollzug, sondern institutionalisierter Grundrechtsschutz. Die 

Aufsichtsbehörden agieren als „Hüter des Rechts auf Privatsphäre“3 und gewährleisten den effektiven Schutz 

personenbezogener Daten in einer immer stärker digitalisierten Gesellschaft. In Deutschland nehmen diese 

Aufgabe – als Konsequenz der föderalen Staatsordnung – bislang achtzehn Aufsichtsbehörden wahr. 

 

Auf Unionsebene ist die unabhängige Datenschutzaufsicht sowohl im Primärrecht (Art. 8 Abs. 3 GRCh; Art. 16 

Abs. 2 UAbs. 1 S. 2 AEUV) als auch im Sekundärrecht (Art. 51 ff. DSGVO) verankert. Zusätzlich sind die Auf-

sichtsbehörden verfassungsrechtlich abgesichert, obgleich das Grundgesetz sie nicht erwähnt. Das Bundes-

verfassungsgericht hat bereits in seinem wegweisenden Volkszählungsurteil aus dem Jahr 1983 die Bedeu-

tung unabhängiger Datenschutzbeauftragter für die Verwirklichung des Rechts auf informationelle Selbstbe-

stimmung herausgestellt.4 Auf Landesebene beinhalten zahlreiche Verfassungen – darunter die Verfassung 

für das Land Nordrhein-Westfalen mit ihrem Art. 77a – die Institution der Landesdatenschutzbeauftragten 

zudem explizit.5  

 

Reformvorhaben, die in die Aufsichtsarchitektur eingreifen, sind daher an einem strengen rechtlichen Maß-

stab zu messen. Effizienzgewinne und Vereinheitlichungsinteressen allein rechtfertigen keine Abschaffung 

grundrechtsschützender Institutionen, sofern deren Aufgaben nicht gleichwertig oder besser fortgeführt 

werden. 

B. Reformideen der Föderalen Modernisierungsagenda  

Die Föderale Modernisierungsagenda enthält in Ziffer 158 einen Maßnahmenkatalog zur Reform der Daten-

schutzaufsicht für den nichtöffentlichen Bereich, die bis spätestens 31. Dezember 2027 abgeschlossen sein 

soll. Ziel ist die Sicherstellung einer einheitlichen Rechtsauslegung und -anwendung sowie die Erhöhung der 

Effizienz im Zusammenspiel der Aufsichtsbehörden.6 Als Optionen werden ausdrücklich genannt: die Bünde-

lung von Kompetenzen bei dem Bundesbeauftragten für den Datenschutz und die Informationsfreiheit (BfDI) 

oder bei den Aufsichtsbehörden der Länder (etwa durch Zuständigkeitskonzentration oder One-Stop-Shop-

                                                           

 
1 Föderale Modernisierungsagenda, 2025, S. 30 f. 
2 Schriftlicher Bericht der Landesregierung NRW, LT-NRW-Vorlage 18/4897. 
3 EuGH, EuZW 2010, 296 (298). 
4 BVerfGE 65, 1 (46). 
5 Siehe auch Art. 33a BayVerf, Art. 74 BbgVerf, Art. 37 MVVerf und Art. 69 ThürVerf. 
6 Föderale Modernisierungsagenda, 2025, S. 31. 
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Regelungen), eine bessere Einbindung der Datenschutzkonferenz sowie die Einführung eines Kohärenzver-

fahrens unter Nutzung der Möglichkeiten des Art. 87 Abs. 3 GG oder im Wege von Staatsverträgen.7 

 

Besondere Aufmerksamkeit verdient der Schlusssatz der Ziffer 158: „Der Bund prüft die Aufhebung der Pflicht 

zur Bestellung eines Landesdatenschutzbeauftragten.“8 Damit wird nicht lediglich eine Neujustierung von 

Zuständigkeiten in den Blick genommen, sondern die institutionelle Existenz der Landesdatenschutzbeauf-

tragten als solche infrage gestellt. Verstärkt wird dieser Befund durch Ziffer 176 der Agenda, wonach „bislang 

zwischen Bund und Ländern verteilte[…] Kompetenzen“ ohne ausdrückliche Beschränkung auf den nichtöf-

fentlichen Sektor zu bündeln seien.9  

 

Die Landesregierung Nordrhein-Westfalen bekennt sich in ihrem schriftlichen Bericht vom 9. März 2026 zur 

Umsetzung der Modernisierungsagenda und übernimmt den Wortlaut der Ziffer 158 weitgehend.10 Sie weist 

darauf hin, dass selbstverständlich auch verfassungsrechtliche Fragen Gegenstand der Prüfung sein werden, 

und kündigt Gespräche mit der Landesdatenschutzbeauftragten an. Eine inhaltliche Positionierung zu den 

verfassungsrechtlichen Grenzen einer Reform fehlt bislang. 

C. Rechtliche Bewertung der Reformideen 

Aus rechtswissenschaftlicher Sicht ist eine sorgfältige Differenzierung zwischen den verschiedenen Reformi-

deen der Föderalen Modernisierungsagenda geboten. Die nachfolgende Prüfung fokussiert sich auf drei der 

möglichen Optionen: eine vollständige Zentralisierung der Aufsicht beim BfDI (C.I.), eine auf den privaten 

Verarbeitungssektor beschränkte Zentralisierung (C.II.) sowie eine Institutionalisierung der Datenschutzkon-

ferenz (C.III.).  

I. Vollständige Zentralisierung der Aufsicht beim BfDI 

Unter einer vollständigen Zentralisierung der Datenschutzaufsicht beim BfDI ist die Übertragung der Auf-

sichtskompetenzen sowohl über den privaten als auch über den öffentlichen Verarbeitungssektor der Länder 

auf die Bundesbehörde zu verstehen.  

1. Unionsrechtliche Grenzen 

Aus unionsrechtlicher Sicht ist eine Vollzentralisierung der Datenschutzaufsicht auf den ersten Blick unbe-

denklich. Ob ein Mitgliedstaat seine Aufsicht föderal oder zentralistisch organisiert, ist eine Frage seiner Or-

ganisationsautonomie (vgl. Art. 51 Abs. 1 DSGVO, Art. 291 AEUV). Geboten ist allein, dass überhaupt eine 

                                                           

 
7 Der Katalog der Reformoptionen ist nicht abschließend. So wäre etwa auch ein Ausbau des BfDI zu einer bloßen Ko-

ordinierungs- und Zentralstelle ohne eigene Eingriffsbefugnisse denkbar, wie sie die Bundesnetzagentur im Rahmen 

der KI-Marktüberwachung wahrnehmen soll (vgl. KI-Marktüberwachungs- und Innovationsförderungsgesetz).  

Vgl. dazu auch Wünschelbaum, ZD-Aktuell 2025, 01250. 
8 Föderale Modernisierungsagenda, 2025, S. 31. 
9 Föderale Modernisierungsagenda, 2025, S. 37. 
10 Schriftlicher Bericht der Landesregierung NRW, LT-NRW-Vorlage 18/4897. 
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Aufsichtsbehörde existiert und die unionsrechtlichen Vorgaben – insbesondere zur völligen Unabhängigkeit 

nach Art. 8 Abs. 3 GRCh und Art. 52 Abs. 1 DSGVO – eingehalten werden.  

 

Bei näherem Hinsehen zeigt sich allerdings, dass aus dieser Unabhängigkeitsgarantie auch konkrete Anfor-

derungen an die Reformgestaltung folgen: Die vorzeitige Beendigung der Amtszeit unabhängiger Daten-

schutzbeauftragter ist nach der Rechtsprechung des EuGH nur aus schwerwiegenden und objektiv nachprüf-

baren Gründen zulässig.11 Das bloße Anliegen einer Strukturreform genügt hierfür nicht; vielmehr müssen 

die jeweils im Voraus festgelegten Grundsätze und Garantien Beachtung finden. In Nordrhein-Westfalen fol-

gen aus § 25 Abs. 5 LDSG NRW insoweit abschließend drei Beendigungsgründe: Rücktritt, verpflichtende Ver-

setzung in den Ruhestand und Amtsenthebung wegen schwerer Verfehlung.  

2. Grundgesetzliche Grenzen  

Eine Aufsicht des BfDI über sämtliche öffentliche Stellen des Bundes und der Länder erweist sich de consti-

tutione lata als verfassungswidrig. 

 

Nach Art. 30, Art. 83 ff. GG sind die Länder für die Wahrnehmung staatlicher Aufgaben und den Vollzug ihrer 

Gesetze grundsätzlich selbst zuständig. Die Regelung der Datenverarbeitung durch ihre öffentlichen Stellen 

und deren Beaufsichtigung ist originärer Teil der Staatlichkeit der Länder.12 Der Bund kann grundsätzlich nur 

für seine eigenen öffentlichen Stellen Vorgaben erlassen; für öffentliche Stellen der Länder besteht eine Bun-

deskompetenz lediglich insoweit, als diese Bundesrecht ausführen.  

 

Die Aufsicht des BfDI beschränkt sich daher im Wesentlichen auf öffentliche Stellen des Bundes (vgl. § 9 

BDSG). Eine – verfassungsrechtlich umstrittene – Ausnahme bildet § 32h Abgabenordnung, der dem BfDI die 

Aufsicht über die Landesfinanzbehörden zuweist, soweit diese personenbezogene Daten im Anwendungsbe-

reich der Abgabenordnung verarbeiten.13  

 

Eine umfassende Zentralisierung der Aufsicht beim BfDI – einschließlich der Zuständigkeit für alle Landes- 

und Kommunalbehörden – schließt die grundgesetzliche Kompetenzordnung jedenfalls aus.14 Um diesen Re-

formweg beschreiten zu können, wäre eine Grundgesetzänderung erforderlich. 

3. Landesverfassungsrechtliche Grenzen  

Hinzu tritt eine landesverfassungsrechtliche Schranke, die im Reformdiskurs bislang unzureichend gewürdigt 

wird. Art. 77a Abs. 1 S. 1 LVerf NRW sichert das Amt des Landesbeauftragten für den Datenschutz ausdrück-

lich ab.  

 

                                                           

 
11 EuGH, ZD 2014, 301 (303). 
12 Blum, Der „bayerische Weg“ in der Datenschutzaufsicht, 2022, S. 276; Martini/Botta, DÖV 2022, 605 (609).  
13 Martini/Botta, DÖV 2022, 605 (611) m.w.N. 
14 Martini/Botta, DÖV 2022, 605 (609). 
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Die herrschende Auffassung in Literatur und Rechtsprechung qualifiziert den Landesdatenschutzbeauftrag-

ten als eigenständiges Verfassungsorgan oder zumindest als parlamentarisches Hilfsorgan des Landtags.15 

Eine Aufhebung der „Pflicht zur Bestellung eines Landesdatenschutzbeauftragten“ durch Bundesgesetz, wie 

sie die Föderale Modernisierungsagenda zumindest andeutet, kann diese landesverfassungsrechtliche Vor-

gabe nicht überspielen. Zwar bricht Bundesrecht gemäß Art. 31 GG entgegenstehendes Landes(verfas-

sungs)recht; diese Kollisionsregel findet jedoch dort ihre Grenze, wo der Bundesgesetzgeber gar nicht zur 

Regelung befugt ist.16 Die Bestellung eines Verfassungsorgans des Landes durch dessen Parlament fällt in die 

durch Art. 28 Abs. 1 S. 1 GG gewährleistete Verfassungsautonomie der Länder.17 Der Bundesgesetzgeber 

kann den Ländern weder vorschreiben, welche Verfassungsorgane sie einzurichten haben, noch kann er 

ihnen die Einrichtung einer landesverfassungsrechtlich vorgeschriebenen Institution durch Bundesgesetz un-

tersagen.18 Allein der Landtag Nordrhein-Westfalen kann die Landesverfassung ändern.  

4. Rechtspolitische Einordnung 

Eine vollständige Zentralisierung der Datenschutzaufsicht beim BfDI wäre nicht nur sehr voraussetzungsvoll 

– sie erforderte Änderungen sowohl des Grundgesetzes als auch zahlreicher Landesverfassungen –, sondern 

auch rechtspolitisch verfehlt. Sie verschlechterte sowohl den Grundrechtsschutz als auch die Effizienz des 

Verwaltungsvollzugs. Anders als im privaten Sektor, in dem weitgehend einheitliche Datenschutzvorschriften 

gelten, ist das Datenschutzrecht für öffentliche Stellen durch eine Vielzahl unterschiedlicher Regelungsre-

gime geprägt – exemplarisch zeigen dies die divergierenden Rechtmäßigkeitsanforderungen an die automa-

tisierte Datenanalyse zur Gefahrenabwehr.19 Von einer vollständigen Abschaffung des Amtes des Landesda-

tenschutzbeauftragten ist daher nachdrücklich abzuraten. 

II. Partielle Zentralisierung der Aufsicht beim BfDI 

Differenzierter zu beurteilen ist eine auf den privaten Verarbeitungssektor beschränkte Kompetenzübertra-

gung auf den BfDI. Eine solche Reform – wie sie etwa in der Föderalen Modernisierungsagenda als eine Op-

tion ausdrücklich genannt wird – ist mit dem Unions- und Verfassungsrecht grundsätzlich vereinbar, aller-

dings nur unter Beachtung bestimmter Maßgaben. 

1. Unionsrechtliche Grenzen 

Wie bereits ausgeführt (oben C.I.1.), überlässt das Unionsrecht die innerstaatliche Aufsichtsstruktur der 

mitgliedstaatlichen Organisationsautonomie. Einer partiellen Zentralisierung beim BfDI steht es daher nicht 

entgegen, solange die völlige Unabhängigkeit der Aufsicht gewahrt bleibt. 

                                                           

 
15 Vgl. Grawert, in: ders., Verfassung für das Land NRW, 4. Aufl. 2020, Art. 77a Rn. 1; siehe ferner OVG Bautzen, NJW 

1999, 2832 (2832). 
16 Dreier, in: ders., Grundgesetz-Kommentar, 3. Aufl. 2015, GG Art. 31 Rn. 23. 
17 Vgl. BVerfGE 34, 9 (19 f.). 
18 Vgl. Roßnagel, ZD 2025, 181 (181). 
19 Weiterführend Martini/Botta, DÖV 2025, 1033 (1038 ff.). 
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2. Grundgesetzliche Grenzen 

Verfassungsrechtlich bedarf eine solche Reform zweier Stützen: einer Gesetzgebungskompetenz des Bun-

des (sogleich C.II.2.a.) sowie einer entsprechenden Verwaltungskompetenz (sodann C.II.2.b.). 

a. Gesetzgebungskompetenz des Bundes 

Für den privaten Verarbeitungssektor ergibt sich die Gesetzgebungskompetenz des Bundes kraft Sachzusam-

menhangs aus seinen konkurrierenden Kompetenzen für das bürgerliche Recht, das Recht der Wirtschaft und 

das Arbeitsrecht (Art. 74 Abs. 1 Nr. 1, Nr. 11 und Nr. 12 GG).20 Auf Grundlage dieser Kompetenztitel hat der 

Bund bereits in § 40 BDSG Vorgaben für die Aufsicht der Landesdatenschutzbeauftragten über nichtöffentli-

che Stellen getroffen. Auf denselben Kompetenzgrundlagen könnte er die Aufsicht über Private beim BfDI 

bündeln. Auch die Subsidiaritätsklausel des Art. 72 Abs. 2 GG steht einer solchen Reform nicht entgegen: 

Angesichts des Querschnittscharakters des Datenschutzrechts und seiner Ausstrahlung in sämtliche Wirt-

schaftsbereiche gefährdet eine Uneinheitlichkeit der Regelungen die Rechts- und Wirtschaftseinheit. 

b. Verwaltungskompetenz des Bundes  

Die Verwaltungskompetenz zur Aufsichtsübertragung auf den BfDI ergibt sich aus Art. 87 Abs. 3 S. 1 GG.21  

 

Diese Vorschrift ermächtigt den Bund, für Angelegenheiten, in denen ihm die Gesetzgebungskompetenz zu-

steht, selbständige Bundesoberbehörden durch Bundesgesetz zu errichten. Zwar spricht die Norm nur von 

„Bundesoberbehörden“ und nicht von „obersten Bundesbehörden“; der BfDI ist gemäß § 8 Abs. 1 S. 1 BDSG 

eine oberste Bundesbehörde. Der Anwendungsbereich des Art. 87 Abs. 3 S. 1 GG ist gleichwohl nicht auf eine 

bestimmte Organisationsform verengt. Entscheidend ist – in Abgrenzung zu Art. 87 Abs. 3 S. 2 GG –, dass die 

Behörde selbständig agiert, ohne nachgeordnete Mittel- oder Unterbehörden, und ihre Aufgaben zentral aus 

einer Hand erfüllen kann. Das bundesweit weitgehend einheitliche Datenschutzregime für Private erlaubt 

eine solche zentrale Aufgabenwahrnehmung. 

 

Außenstellen des BfDI in den Ländern wären grundsätzlich verfassungskonform, sofern diese keine eigen-

ständige Behördenqualität besitzen. Verfügte der BfDI dagegen über regional zuständige Organisationsein-

heiten mit eigener Verwaltungsaktbefugnis, würde dies dem Zentralitätskriterium des Art. 87 Abs. 3 S. 1 GG 

zuwiderlaufen.22 

3. Landesverfassungsrechtliche Grenzen 

Auch bei einer Beschränkung der Aufsichtsübertragung auf den privaten Sektor ist die landesverfassungs-

rechtliche Bestandsgarantie des Art. 77a LVerf NRW zu beachten. Die Norm verlangt die Existenz eines Lan-

desdatenschutzbeauftragten, äußert sich jedoch nicht abschließend zum Umfang seiner Zuständigkeiten. 

Eine Verlagerung der Aufsicht über den privaten Sektor auf den BfDI ließe das Amt als solches unberührt; der 

                                                           

 
20 Martini/Botta, DÖV 2022, 605 (611 f.). 
21 Martini, Blackbox Algorithmus, 2019, S. 270 Fn. 392; Schaar, Datenschutz und Föderalismus – Schöpferische Vielfalt 

oder Chaos?, in: Härtel (Hrsg.), Handbuch Föderalismus, 2012, S. 95 (104). 
22 Vgl. Jürgensen/Laude, DÖV 2019, 468 (474 f.). 



 

Seite 7 von 10 

Landesdatenschutzbeauftragte bliebe für den öffentlichen Sektor des Landes weiterhin zuständig. Insoweit 

besteht keine Kollision mit der Landesverfassung. 

4. Rechtspolitische Einordnung 

Die Kompetenzübertragung auf den BfDI im privaten Sektor ist rechtspolitisch ambivalent.23 Einerseits kann 

sie eine einheitlichere Rechtsanwendung gewährleisten und dadurch z.B. auch Anreizen zu innerdeutschem 

„Forum-Shopping“ die Grundlage entziehen.24 Andererseits gehen lokale Erreichbarkeit und Praxisnähe in 

gewissem Umfang verloren (auch wenn die Möglichkeit von Außenstellen besteht). Der Bedarf nach einer 

Zentralisierung muss daher gegen die Möglichkeit einer verstärkten Kooperation der Landesbehörden sorg-

fältig abgewogen werden (dazu sogleich unter C.III.). 

III. Institutionalisierung der Datenschutzkonferenz  

Als Alternative zur Kompetenzübertragung auf den BfDI kommt eine Institutionalisierung der Datenschutz-

konferenz (DSK) mit verbindlichen Mehrheitsentscheidungen in Betracht. Auch diese Option wird in Zif-

fer 158 der Modernisierungsagenda genannt.  

 

Bislang ist die DSK ein informelles Gremium, das seine Positionen vornehmlich im Konsens fasst; ihre Ent-

scheidungen sind nicht bindend. An dieser Stelle könnte regulatorisch angesetzt werden: Eine reformierte 

DSK könnte nicht nur die Kooperation der Aufsichtsbehörden intensivieren, sondern auch die Rechtsklarheit 

und -einheitlichkeit erhöhen – durch Mehrheitsentscheidungen im Streitfall und durch Verbindlichkeit dieser 

Beschlüsse (ähnlich dem europäischen Kohärenzverfahren).25  

 

Schon in der vergangenen Wahlperiode sollte eine Reform der DSK erfolgen. Der konkrete Gesetzentwurf 

beschränkte sich jedoch auf eine Verankerung der DSK im BDSG und scheiterte letztendlich.26 

Gegenwärtig knüpft ein Gesetzesantrag der Freien und Hansestadt Hamburg wieder an diesen Reforman-

satz an und entwickelt ihn fort.27 

                                                           

 
23 Vgl. Roßnagel, ZD 2025, 181 (182). 
24 Vgl. Blum, Der „bayerische Weg“ in der Datenschutzaufsicht, 2022, S. 271 f.; Engelmann, ZD 2026, 250 (251). 
25 Martini/Botta, DÖV 2022, 605 (607 ff.). 
26 BT-Drs. 20/10859: Die Aufsichtsbehörden des Bundes und der Länder im Sinne des § 18 Abs. 1 S. 1 bilden die Konfe-

renz der unabhängigen Datenschutzaufsichtsbehörden des Bundes und der Länder (Datenschutzkonferenz). Die Daten-

schutzkonferenz gibt sich eine Geschäftsordnung. 
27 BR-Drs. 356/26. Über die Institutionalisierung der DSK hinaus enthält der Entwurf zwei weitere Bündelungsmecha-

nismen: einen nationalen One-Stop-Shop für länderübergreifend tätige verbundene Unternehmen und Forschungsein-

richtungen (§ 40 Abs. 2a BDSG-E) sowie ein dem Onlinezugangsgesetz nachgebildetes „Einer-für-Alle"-Prinzip, wonach 

die datenschutzrechtliche Bewertung eines Verfahrens durch eine Aufsichtsbehörde die übrigen Behörden bei wesent-

lich unverändertem Einsatz bindet (§ 18 Abs. 3 BDSG-E). 
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1. Unionsrechtliche Grenzen 

Das Unionsrecht steht einer stärkeren Rolle der DSK nicht entgegen. Zum einen zielt auch das europäische 

Datenschutzrecht naturgemäß auf eine möglichst einheitliche Rechtsanwendung (vgl. Art. 51 Abs. 2 S. 1 

DSGVO) und zum anderen gibt es kein abgeschlossenes Aufsichtsmodell vor (siehe oben C.I.1.).  

 

Verbindliche Mehrheitsbeschlüsse verstoßen zudem nicht gegen die völlige Unabhängigkeit der Aufsichtsbe-

hörden. Auch der Europäische Datenschutzausschuss kann gegenüber den nationalen Behörden verbindliche 

Beschlüsse erlassen, ohne deren Unabhängigkeit zu negieren (vgl. Art. 65 DSGVO). Entscheidend ist, dass die 

Aufsicht „als solche“ – also einschließlich einer reformierten DSK – gegenüber anderen staatlichen oder pri-

vaten Akteuren unabhängig bleibt.28 

2. Verfassungsrechtliche Grenzen 

Verfassungsrechtlich setzt zunächst die bundesstaatliche Kompetenzordnung den Rahmen: Eine Institutio-

nalisierung der DSK mit verbindlichen Beschlüssen kann durch Bundesgesetz nur für den privaten Verarbei-

tungssektor erfolgen (vgl. oben C.I.2.). Sollen auch Aufsichtsfragen des öffentlichen Sektors erfasst werden, 

bedarf es einer Grundgesetzänderung oder eines Staatsvertrags.29 

 

Die Eigenstaatlichkeit der Länder gebietet nicht generell Einstimmigkeit; auch Mehrheitsentscheidungen in 

einem gemeinsamen Gremium sind möglich, solange keine Fragen betroffen sind, die dem Parlamentsvor-

behalt unterfallen.30 Soweit eine reformierte DSK nur den einheitlichen Vollzug bestehender Datenschutzre-

gelungen sichern soll und nicht als „Nebengesetzgeber“ fungiert, bewegt sie sich innerhalb der bestehenden 

Verfassungsordnung. Eine Mischverwaltung wäre ausnahmsweise zulässig, weil sie sich auf eine eng um-

grenzte Verwaltungsmaterie beschränkt und durch das sachliche Ziel der einheitlichen Datenschutzaufsicht 

legitimiert ist.31 

 

Der Grundsatz der Verantwortungsklarheit verlangt jedoch, dass die Beschlüsse der DSK gegenüber Rechts-

unterworfenen keine unmittelbare Außenwirkung entfalten. Vielmehr müssen die Landesbeauftragten ge-

meinsame Entscheidungen jeweils im eigenen Zuständigkeitsbereich vollziehen. Die demokratische Legitima-

tion der vom Landtag gewählten Aufsichtsbehörden bliebe damit gewahrt; etwaige Einbußen ließen sich 

durch die rechtlich abzusichernde Unabhängigkeit der DSK und durch die Mitwirkung der Landesdatenschutz-

beauftragten an der gemeinsamen Willensbildung kompensieren.32 

 

                                                           

 
28 Martini/Botta, DÖV 2022, 605 (608). 
29 Martini/Botta, DÖV 2022, 605 (609); vgl. Blum, Der „bayerische Weg“ in der Datenschutzaufsicht, 2022, S. 288 ff. 
30 Vgl. BVerfGE 90, 60 (104). 
31 Vgl. BVerfGE 63, 1 (41); 119, 331 (367); Martini/Botta, DÖV 2022, 605 (610). 
32 Martini/Botta, DÖV 2022, 605 (610). 
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D. Fazit 

Anlass der Anhörung ist die Frage, ob das Amt des Landesdatenschutzbeauftragten verfassungsrechtlich ga-

rantiert ist. Das ist zu bejahen.  

 

Eine vollständige Zentralisierung der Datenschutzaufsicht beim BfDI ließe sich nur durch eine Änderung des 

geltenden Verfassungsrechts erreichen. De constitutione lata verstieße sie insbesondere gegen Art. 77a LVerf 

NRW; eine „Aufhebung der Pflicht zur Bestellung eines Landesdatenschutzbeauftragten“ durch einfaches 

Bundesgesetz wäre per se unzulässig.33 Sie ist darüber hinaus auch nicht erstrebenswert. Das uneinheitliche 

öffentliche Datenschutzrecht erfordert vertiefte Expertise im Landesrecht, die durch eine Zentralisierung ver-

loren ginge. Das hätte negative Folgen nicht nur für den Grundrechtsschutz, sondern auch für zahlreiche 

Digitalisierungsvorhaben auf Landesebene, an denen die Datenschutzbeauftragten über Anhörungs- und 

Kontrollrechte beteiligt sind. 

 

Eine auf den privaten Verarbeitungssektor beschränkte Kompetenzübertragung auf den BfDI ist hingegen mit 

dem Grundgesetz grundsätzlich vereinbar. Sie kann auf Art. 74 Abs. 1 Nr. 1, Nr. 11 und Nr. 12 GG und Art. 87 

Abs. 3 S. 1 GG gestützt werden. Allerdings müssen die Anforderungen des Unionsrechts an die Unabhängig-

keit der Aufsicht beachtet werden. Die Alternative einer Institutionalisierung der Datenschutzkonferenz mit 

verbindlichen Mehrheitsbeschlüssen ist – wiederum beschränkt auf den privaten Verarbeitungssektor – ver-

fassungsrechtlich zulässig und unionsrechtlich unproblematisch. Sie bewahrt die föderale Struktur der Auf-

sicht, sichert die landesverfassungsrechtlich verankerten Institutionen und kann gleichwohl eine einheitli-

chere Rechtsanwendung gewährleisten. Der mit Mehrheitsentscheidungen verbundene Abstimmungsauf-

wand ist freilich nicht zu unterschätzen;34 größere Effizienzgewinne verspricht insoweit die Zentralisierung 

beim BfDI.35 

 

Zum Stellenabbau eignet sich indessen keine der Reformoptionen. Die besondere Bedeutung einer unabhän-

gigen Aufsicht gerade über den öffentlichen Verarbeitungssektor tritt gegenwärtig entlang zweier Entwick-

lungslinien deutlich zutage. Zum einen kann die behördliche Datenverarbeitung – sei es im Zuge der Verwal-

tungsmodernisierung, sei es durch immer weitreichendere digitale Befugnisse der Sicherheitsbehörden – 

tiefgreifende Folgen für die Grundrechte der Betroffenen haben; den Landesbeauftragten kommt insoweit 

eine zentrale grundrechtsschützende Funktion zu. Zum anderen erweist sich eine unabhängige Datenschutz-

aufsicht als Element demokratischer Resilienz: Sie gewinnt umso größere Bedeutung, wenn demokratiefeind-

liche Kräfte einzelne Entscheidungspositionen auf kommunaler Ebene oder sogar ganze Ministerien über-

nehmen. Vor diesem Hintergrund dürfte selbst eine Übertragung der Aufsicht über den nichtöffentlichen 

Bereich auf den BfDI kein erhebliches Einsparungspotenzial bei den Landesbeauftragten bergen; vielmehr 

ließen sich die dort bestehenden Ressourcen umso wirksamer für die Aufsicht über den öffentlichen Bereich 

einsetzen. Beim BfDI wiederum müssten erhebliche Personalzuwächse erfolgen.36 

                                                           

 
33 Vgl. Roßnagel, ZD 2025, 181 (181). 
34 Engelmann, ZD 2026, 250 (253); Martini/Botta, DÖV 2022, 605 (615). 
35 Vgl. Thiel, in: Taeger/Gabel, DSGVO – BDSG – TDDDG, 5. Aufl. 2026, BDSG § 40 Rn. 15. 
36 Roßnagel, ZD 2025, 181 (182); Wünschelbaum, ZD-Aktuell 2025, 01250. 
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Die Landesregierung Nordrhein-Westfalen ist nunmehr aufgerufen, im weiteren Reformprozess die verfas-

sungsrechtlichen Grenzen – insbesondere Art. 77a LVerf NRW – deutlich zu artikulieren und sich für einen 

Reformweg einzusetzen, der das Amt des Landesdatenschutzbeauftragten in seinem institutionellen Kern 

wahrt.  


